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Wahlen zum Deutschen Bundestag 2021 

Erwartungen der BAGFW  
an die Bundespolitik der 20. Legislaturperiode 
 
 
 

Demokratie und Diversität: Für die Stärkung einer vielfältigen 
und diskriminierungsfreien Gesellschaft 
 
1. Wir erwarten ein aktives Eintreten für eine vielfältige Gesellschaft, in der Chancen-

gleichheit und gleichberechtigte Partizipation verwirklicht werden.  
 

2. Wir erwarten ein aktives Eintreten gegen Rassismus, Antisemitismus, Ausgrenzung 
und Spaltung und für ein friedliches Zusammenleben. Politik ist dem Schutz der 
Würde jedes Menschen verpflichtet. Die Beratungsstrukturen und entsprechenden 
Präventions-Programme Integration müssen verstetigt werden. Die Verabschiedung 
des geplanten Demokratiefördergesetzes sehen wir als wichtiges Signal.  
 

3. Wir erwarten den Ausbau des Diskriminierungsschutzes durch Novellierung des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) sowie den Ausbau und Verstetigung 
der Beratungsstrukturen und Förderprogramme im Antidiskriminierungsbereich.  
 

4. Wir erwarten die Förderung einer diversitätssensiblen Aus- und Weiterbildung der so-
zialen Berufe sowie die verbesserte Förderung der politischen Bildung als Demokra-
tiebildung.  
 

5. Die diversitätsorientierte Organisationsentwicklung in Behörden und Einrichtungen 
muss vorangebracht werden.  
 

6. Zur Bekämpfung von Hate Speech, Verschwörungsmythen und undemokratischem 
Verhalten in den sozialen Netzwerken und anderen Medien erwarten wir von der Bun-
despolitik, die gesetzlichen Spielräume zur Bekämpfung von Hassrede und „fake 
news“ zu nutzen und ggf. zu erweitern. Medienbildung und politische Bildung muss 
stärker als bisher Teil der schulischen Bildung sowie der außerschulischen Bildungs-
arbeit werden. 

 
 

 
(1) Deutschland wird immer diverser. Gleich-

zeitig sind viele Menschen strukturell von 
Teilhabe und Entscheidungsprozessen 
ausgeschlossen oder benachteiligt. Oft 
fehlt die Anerkennung von Vielfalt. Men-
schen in Deutschland erfahren aufgrund 
verschiedener Merkmale individuelle, 
strukturelle und institutionelle (Mehr- 
fach-)Diskriminierung und Ausgrenzung. 
Es müssen gesellschaftliche, rechtliche 

und finanzielle Rahmenbedingungen so-
wie Strukturen geschaffen werden, die An-
erkennung und Partizipation für alle 
sicherstellen und Diskriminierungsstruktu-
ren in Institutionen und Gesellschaft ent-
gegenwirken. 
 

(2) In den letzten Jahren ist eine Veränderung 
im gesellschaftlichen Klima zu beobachten 
und auch wissenschaftlich messbar: Aus-
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grenzung und gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit sind keine Randphäno-
mene, sondern in allen Teilen der 
Gesellschaft zu beobachten. Das offenba-
ren auch Wahlergebnisse von der kommu-
nalen bis zur Bundesebene. Damit 
einhergehend lässt sich ein besorgniserre-
gender Anstieg von Hassrede und -taten, 
von Anfeindungen gegenüber als „an-
ders“, „nicht dazugehörig“ oder „minder-
wertig“ konstruierten Gruppen 
beobachten. Gesellschaftliche Spaltungs-
tendenzen treten zunehmend deutlich zu 
Tage. Immer mehr Menschen haben das 
Gefühl, dass ihre Stimme nicht zählt. Das 
Ausspielen von Gruppen, die in unter-
schiedlicher Weise auf gesellschaftliche 
Solidarität angewiesen sind, wird zur Stra-
tegie der gesellschaftlichen Spaltung. Es 
gilt, diesen Tendenzen von Hass, Diskri-
minierung, Spaltung und Ausgrenzung 
entgegenzutreten und sich aktiv für den 
Schutz der Würde jedes Menschen und 
den respektvollen Umgang miteinander 
einzusetzen sowie unveräußerliche 
Grundrechte zu schützen. Das ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. 
 

(3) Das Schutzinstrumentarium des AGG er-
fasst die Bereiche Sozialschutz, soziale 
Sicherheit und Gesundheitsdienste sowie 
Bildung – aber nur bei privaten Trägern. 
Der Anwendungsbereich muss auf alle 
Formen des staatlichen Handelns ausge-
weitet werden. Zudem bedarf es einer Er-
gänzung und Überarbeitung der 
Diskriminierungsmerkmale in § 1 AGG. 
Wir fordern, die bisher fehlenden Merk-
male „soziale Zuschreibung“ und „Spra-
che“ sowie „antisemitische Zuschreibung“ 
ergänzend aufzunehmen. Ebenso soll der 
Begriff „Rasse“ durch „rassistische Zu-
schreibung“ ersetzt werden.  
Darüber hinaus müssen Betroffene von 
Diskriminierung durch die Einführung einer 
gesetzlichen Prozessstandschaft für Anti-
diskriminierungsverbände sowie ein um-
fassendes Verbandsklagerecht, das auch 
strukturelle Diskriminierungstatbestände 
aufgreifen kann, besser geschützt werden. 
Auch bedarf es eines Ausbaus und einer 
Verstetigung der Finanzierung von staatli-
chen und unabhängigen Beratungsstellen. 
Ziel muss sein, Handlungskompetenzen 
von Betroffenen und Diskriminierungsver-
antwortlichen auf individueller und instituti-
oneller Ebene zu stärken und zu 
erweitern, um diskriminierende Praxen 

und Strukturen aufzubrechen und langfris-
tig zu verändern. 
 

(4) Die Soziale Arbeit trägt in besonderer 
Weise zu einer demokratischen, offenen 
und vielfältigen Gesellschaft bei, indem 
sie eine partizipative, offene und diskrimi-
nierungsfreie Kultur vermittelt. Die Wohl-
fahrtsverbände übernehmen als Träger 
von Diensten und Einrichtungen Verant-
wortung dafür, Menschen darin zu unter-
stützen, sich an demokratischen Werten 
zu orientieren und kritische Urteilskraft zu 
entwickeln. Damit dies bestmöglich ge-
lingt, müssen die Lehrpläne im Rahmen 
der Ausbildungen für die sozialen Berufe 
angepasst und durch diversitätssensible 
sowie rassismussensible Inhalte ergänzt 
werden. Ebenso müssen gezielt Weiterbil-
dungsmöglichkeiten zu diesen Inhalten für 
Menschen in der sozialen Arbeit gefördert 
werden. 
 

(5) Es bedarf verstärkt Maßnahmen für eine 
rassismussensible Bildung und Förderung 
entsprechender (Bildungs-)Projekte, um 
auf gesellschaftlicher Ebene über Formen 
und Auswirkungen von Rassismus zu sen-
sibilisieren. Die Anerkennung und kritische 
Auseinandersetzung mit Rassismus ist für 
ein friedliches Zusammenleben aller Men-
schen in unserer Gesellschaft unerläss-
lich. 
Die diversitätsorientierte Organisations-
entwicklung als Weiterentwicklung der In-
terkulturellen Öffnung ist als Maxime in 
Behörden, öffentlichen Einrichtungen und 
Angeboten der Daseinsvorsorge zu veran-
kern und deren Umzusetzen strukturell zu 
fördern, um der Vielfalt der Gesellschaft 
Rechnung zu tragen.  
 

(6) Die Wohlfahrtsverbände wenden sich mit 
Überzeugung gegen demokratiefeindliche 
und oftmals antisemitische Verschwö-
rungsmythen, gegen Ausgrenzung und 
Abwertung – auch von Mitarbeitenden und 
Engagierten –, wie sie vielfach im Netz, 
aber auch in anderen Medien verbreitet 
werden. Maßnahmen der politischen Bil-
dung und der Medienbildung sind hier be-
sonders geeignete Ansätze. 
Medienbildung muss stärker als bisher 
Teil der schulischen Bildung sowie der au-
ßerschulischen Bildungsarbeit werden. 
Politische Bildung muss zielgruppenge-
recht ausgebaut werden – etwa über die 
Jugendfreiwilligendienste. 
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(7) Um spezifische und effektive Maßnahmen 

gegen bestehende Ungleichheiten be-
schließen zu können und das gesell-
schaftliche Bewusstsein für bestehende 
Diskriminierungsformen zu schärfen, be-
darf es Maßnahmen für eine umfassen-
dere und differenzierte statistische 
Erfassung der unterschiedlichen Diskrimi-
nierungsformen sowie von antisemitisch 
und rassistisch motivierten Gewaltstrafta-
ten. 
Darüber hinaus fordern wir, das Gleich-
stellungs- und Antidiskriminierungsmonito-
ring auf- und auszubauen (u.a. 
Rassismusmonitor des DeZIM, Datener-
hebung des Bundes zum Gesundheitswe-
sen, RIAS zu Antisemitismus etc.). 

 


